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Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 Geltungsbereich und Ziele 

 

(1) Diese Ausführungsvorschriften gelten für die allgemeinbildenden und beruflichen Schulen in Trä-

gerschaft des Erzbistums Berlin. Ziel der Ausführungsvorschriften ist es, den zuständigen Gre-

mien, den Lehrkräften sowie den weiteren schulischen Dienstkräften rechtliche und pädagogi-

sche Hinweise und Rahmenvorgaben zur Gestaltung von schulischen Veranstaltungen sowie 

Schulfahrten zu geben. 

 

(2) Ergänzend zu diesen Ausführungsvorschriften sind die Ausführungsvorschriften über die Wahr-

nehmung der Aufsichtspflicht und die Verkehrssicherungspflicht sowie die Haftung im schulischen 
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Bereich (Berlin: AV Aufsicht / Brandenburg: VV Aufsicht) in der jeweils geltenden Fassung zu 

beachten.  

 

§ 2 Datenschutz 

 

(1) Es gilt das Kirchliche Datenschutzgesetz (KDG). 

 

(2) Die Herstellung von Foto- und Videoaufnahmen durch Lehrkräfte und weiteres pädagogisches 

Personal von den Schülerinnen und Schülern sowie anderen Lehrkräften und 

schulischen Dienstkräften bedarf der vorherigen schriftlichen Einwilligung der abgebildeten Per-

sonen bzw. deren Erziehungsberechtigten. Die Einwilligung umfasst die Anfertigung der Aufnah-

men, deren weitere Verwendung innerhalb der Schule sowie die Aufbewahrung und Speicherung 

durch die anfertigende Lehrkraft bzw. das weitere pädagogische Personal. 

 

(3) Die Veröffentlichung der Aufnahmen bedarf einer gesonderten schriftlichen Einwilligung der ab-

gebildeten Personen bzw. deren gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern („Einwilligung in die 

Veröffentlichung von Foto- und Filmaufnahmen“), die im Normalfall im Rahmen der Aufnahme an 

die Schule erfolgt.  

 

(4) Die Einwilligungen nach den Absätzen 2 und 3 können jederzeit mit Wirkung für die Zukunft ohne 

Angabe von Gründen widerrufen werden. 

 

2. Eintägige schulische Veranstaltungen 

 

§ 3 Eintägige schulische Veranstaltungen 

 

(1) Projekttage, Exkursionen, Wandertage und Ausflüge sind eintägige schulische Veranstaltungen. 

 

(2) Die Leitung sowie die Pflicht zur Beaufsichtigung der Schülerinnen und Schüler obliegen einer 

Lehrkraft bzw. im Bereich der außerunterrichtlichen oder der ergänzenden Förderung und Be-

treuung einer anderen Fachkraft im Sinne von § 16 Absatz 2 der Schülerförderverordnung Land 

Berlin in Verbindung mit Freie Schulrahmenvereinbarung in der jeweils gültigen Fassung. Die 

Leitung der Veranstaltung ist in der Regel auf andere Personen übertragbar. Die Schulleitung ist 

vor der Übertragung der Leitung in Kenntnis zu setzen. 

 

(3) Der Besuch von Veranstaltungen und Einrichtungen, die in ihrer inhaltlich-pädagogischen Aus-

richtung nicht mit den Bildungs- und Erziehungszielen der Schule (Rahmenordnung Schulen in 

Trägerschaft des Erzbistums Berlin (ROS) in der jeweils gültigen Fassung) vereinbar sind, ist 

nicht zulässig. 

 

(4) Die den Schülerinnen und Schülern im Zusammenhang mit der Durchführung von eintägigen 

schulischen Veranstaltungen entstehenden Kosten haben die Erziehungsberechtigten oder die 

volljährigen Schülerinnen und Schüler zu tragen. Sie sind auf die Möglichkeit hinzuweisen, Leis-

tungen für Bildung und Teilhabe (BuT-Leistungen) zu beantragen. Im Übrigen wird auf die Rege-

lungen der Ausführungsvorschriften über die Gewährung der Leistungen für Bildung und Teilhabe 

nach den §§ 28, 29, 30 SGB II, den §§ 34, 34a, 34b SBG XII und § 3 Absatz 4 AsylbLG (Berlin: 

AV-BuT / Brandenburg:  RL-Sozialfonds - RL-Sofo) verwiesen. 
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§ 4 Projekttage und Projektwochen 

 

(1) Projekttage sind unterrichtsbezogene und rahmenlehrplanorientierte schulische Veranstaltungen, 

die an die Stelle des jeweiligen Fachunterrichts treten. Für Schülerinnen und Schüler besteht 

Teilnahmepflicht. 

 

(2) Grundsätze für die Planung und Durchführung von Projekttagen werden auf Vorschlag der nach 

der Gremienordnung zuständigen Gremien beschlossen. Die Verantwortung für die Planung und 

Durchführung liegt bei der Schulleiterin oder beim Schulleiter. Die Verantwortung für die Durch-

führung einer Einzelveranstaltung liegt bei der verantwortlichen Lehrkraft. 

 

(3) Diese Regelungen gelten entsprechend für Projekte, die im Rahmen einer Projektwoche stattfin-

den. Bei Projektwochen werden mehrere Einzelthemen zu einem komplexen Themengebiet be-

handelt. 

 

§ 5 Exkursionen 

 

(1) Exkursionen ergeben sich aus den aktuell im Unterricht behandelten Inhalten des Rahmenlehr-

plans und setzen den Unterricht außerhalb des Lernortes Schule fort. Für Schülerinnen und Schü-

ler besteht Teilnahmepflicht. 

 

(2) Die Grundsätze zur Durchführung von Exkursionen werden durch die zuständigen Gremien fest-

gelegt. Über die Durchführung der Exkursion entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter 

auf Antrag der verantwortlichen Lehrkraft. Die Lehrkraft trägt die Verantwortung für die Gestaltung 

und die ordnungsgemäße Durchführung der Exkursion. Weitere Lehrkräfte und weiteres in der 

Schule tätiges pädagogisches Personal können zur Beaufsichtigung hinzugezogen werden. Glei-

ches gilt für andere geeignete Personen, wenn sie von der Schulleiterin oder dem Schulleiter 

beauftragt werden. 

 

(3) Schülerinnen und Schüler sind vor Beginn der Veranstaltung über mögliche Gefahren im Zusam-

menhang mit der Exkursion sowie entsprechende Vorsichtsmaßnahmen zu belehren. Die Beleh-

rung ist schriftlich zu dokumentieren. 

 

(4) Auf der Grundlage eines schulspezifischen, vom erzbischöflichen Ordinariat / Zentrale  Service-

stelle Katholische Schulen genehmigten Konzepts, dürfen in der Sekundarstufe II Schülerinnen 

und Schüler Exkursionen auch mit einer geeigneten Aufsichtsperson in Kleingruppen durchfüh-

ren. Voraussetzungen sind die vorherige Zustimmung der Erziehungsberechtigten zur Art der 

Durchführung und eine wissenschaftspropädeutische Fragestellung. Geeignet ist die Begleitper-

son, wenn sie mindestens das 21. Lebensjahr vollendet hat, vor Beginn der Veranstaltung ein 

erweitertes polizeiliches Führungszeugnis ohne Eintragungen vorgelegt hat und über eine Erst-

helferausbildung verfügt, die nicht länger als zwei Jahre zurückliegt, und wenn sie der Schullei-

terin oder dem Schulleiter, der Klassenlehrkraft oder der Oberstufentutorin oder dem Oberstu-

fentutor und den teilnehmenden Schülerinnen und Schülern bekannt ist.  

 

§ 6 Wandertage 

 

(1) Wandertage unterstützen und fördern die Unterrichts- und Erziehungsarbeit außerhalb der 

Schule. Sie sind nur bis Jahrgangsstufe 10 vorzusehen. Für Schülerinnen und Schüler besteht 

Teilnahmepflicht. 
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(2) Über die Grundsätze zur Durchführung von Wandertagen, insbesondere deren Zeitpunkt, Dauer 

und Organisation entscheidet das zuständige Gremium. Die schulorganisatorische Koordination 

obliegt der Schulleiterin oder dem Schulleiter. Die Leitung obliegt einer Lehrkraft, die in der Klasse 

oder der Lerngruppe unterrichtet. Weitere Lehrkräfte und weiteres in der Schule tätiges pädago-

gisches Personal können zur Beaufsichtigung hinzugezogen werden. Gleiches gilt für andere ge-

eignete Personen, wenn sie von der Schulleiterin oder dem Schulleiter schriftlich beauftragt wer-

den, §5 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 

(3) Die Schülerinnen und Schüler sind vor Beginn der Veranstaltung über mögliche Gefahren im 

Zusammenhang mit dem Wandertag sowie entsprechende Vorsichtsmaßnahmen zu belehren. 

Die Belehrung ist in geeigneter Form schriftlich zu dokumentieren. 

 

 

§ 7 Ausflüge 

 

(1) Ausflüge sind Veranstaltungen im Rahmen der außerunterrichtlichen oder der ergänzenden För-

derung und Betreuung. Sie werden in der Regel stundenweise durchgeführt. Die Teilnahme ist 

für die Schülerinnen und Schüler freiwillig. Ausflüge können auch in den Ferien stattfinden. 

 

(2) Im Rahmen von Ausflügen obliegen die Leitung sowie die Pflicht zur Beaufsichtigung einer sozi-

alpädagogischen Fachkraft. Weitere in der Schule tätige pädagogische Fachkräfte können zur 

Beaufsichtigung hinzugezogen werden. Gleiches gilt für andere geeignete Personen, wenn sie 

von der Schulleiterin oder dem Schulleiter beauftragt werden. §5 Abs. 4 gilt entsprechend. Eine 

Belehrung der Schülerinnen und Schüler hat zu erfolgen und ist schriftlich zu dokumentieren. 

 

3. Mehrtägige schulische Veranstaltungen  

 

§ 8 Schulfahrten 

 

(1) Schulfahrten sind mehrtägige schulische Veranstaltungen, die ausschließlich Bildungs- und Er-

ziehungszwecken dienen und aus dem Schulprogramm erwachsen müssen. Sie erweitern die 

Möglichkeit, Bildungs- und Erziehungsziele zu verfolgen und den Gruppenzusammenhalt zu fes-

tigen. Schulfahrten werden im Unterricht vor- und nachbereitet. 

 

(2) Es soll eine möglichst große Anzahl von Schülerinnen und Schülern einer Klasse, Jahrgangsstufe 

oder Lerngruppe an der Fahrt teilnehmen können. Erforderlichenfalls ist die Begleitung von Schü-

lerinnen und Schülern mit Behinderungen durch Inklusionsassistentinnen und Inklusionsassisten-

ten (§ 5 der Sonderpädagogikverordnung Land Berlin) auch während der Schulfahrt zu gewähr-

leisten. Grundlage ist die Rahmenvereinbarung über ergänzende Pflege und Hilfe in der Schule 

Land Berlin, dort insbesondere § 6 Abs. 5. Wer nicht an der Schulfahrt teilnimmt, ist verpflichtet, 

am Unterricht einer anderen Klasse oder Lerngruppe teilzunehmen. 

 

(3) Schulfahrten, die keine Schüleraustauschfahrten (§ 9ff.) sind, sollen eine Dauer von zwei Wochen 

nicht überschreiten. 

(4) Schulfahrten können im Rahmen der ergänzenden Förderung und Betreuung während der Ferien 

durchgeführt werden (Ferienfahrten). Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 1 finden auf Ferienfahr-

ten keine Anwendung. 
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(5) Ferienschulen und Sprachfördercamps stehen Schulfahrten gleich, wenn die Veranstaltung in der 

Verantwortung der Schule oder eines Kooperationspartners der Schule durchgeführt und der Bil-

dungs- und Erziehungsauftrag erfüllt wird. 

 

Besondere Schulfahrten 

 

§ 9 Schüleraustauschfahrten 

 

(1) Bei Schulfahrten, die auf die Begegnung der Schülerinnen und Schüler mit Schülerinnen und 

Schülern einer Partnerschule abzielen (Schüleraustauschfahrten), ist der Besuch grundsätzlich 

so zu planen, dass die jeweiligen Gastschülerinnen und Gastschüler in Familien aufgenommen 

werden und mehrmals am Unterricht der Gastschule teilnehmen. 

 

(2) Bei Schüleraustauschfahrten kann auf eine zweite Begleitperson verzichtet werden, wenn höchs-

tens zehn Schülerinnen und Schüler an der Fahrt teilnehmen. 

 

(3) Für Schüleraustauschfahrten gilt eine Höchstdauer von vier Wochen. 

 

§ 10 Gedenkstättenfahrten 

 

(1) Gedenkstättenfahrten sind schulische Veranstaltungen, die insbesondere zu einer Gedenkstätte 

zur Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen Regime oder zur Auseinandersetzung 

mit der SED-Herrschaft führen. 

 

(2) Gedenkstättenfahrten können als eintägige schulische Veranstaltungen oder im Zusammenhang 

mit einer Schulfahrt stattfinden. 

 

§ 11 Repräsentationsfahrten 

 

Repräsentationsfahrten sind Schulfahrten, die der Repräsentation von Leistungen im Rahmen 

von schulbezogenen Wettbewerben dienen und die Schulen in Trägerschaft des Erzbistums Ber-

lin sowie deren Schülerinnen und Schüler darstellen. 

 

§ 12 Planung und Vorbereitung von Schulfahrten 

 

(1) Die Finanzierung von Schulfahrten durch das Erzbistum Berlin steht grundsätzlich unter dem 

Haushaltsvorbehalt.  Es sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 

 

(2) Bei freihändiger Vergabe oder im Vergabeverfahren soll grundsätzlich eine Aufforderung zur Ab-

gabe eines Angebotes an mindestens drei geeignete Unternehmen erfolgen. Die Vorbereitung 

steht hinsichtlich der Beförderung, Unterbringung und möglicher Stundenaufstockungen für die 

leitenden und begleitenden Lehrkräfte und das weitere in der Schule tätige pädagogische Perso-

nal unter dem Vorbehalt der Genehmigung nach § 13. Vorher dürfen keine finanziellen Verpflich-

tungen eingegangen werden. 

 

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Schulfahrt unterrichtet die Erziehungsberechtigten in einer Eltern-

versammlung über die geplante Fahrt, deren Gestaltung und die voraussichtlichen Kosten. Die 

Kosten der Fahrt müssen sich an der finanziellen Ausgangslage der Erziehungsberechtigten so-

wie der Schülerinnen und Schüler orientieren. Die Planung soll inhaltlich und zeitlich mit den 
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Erziehungsberechtigten sowie den Schülerinnen und Schülern abgestimmt sein. Die Erziehungs-

berechtigten bzw. die volljährigen Schülerinnen und Schülern stimmen in einer geheimen Abstim-

mung über die geplante Fahrt ab. Wenn mindestens 80 % der Stimmberechtigten für die Durch-

führung der Schulfahrt gestimmt haben, holt die Fahrtenleiterin oder der Fahrtenleiter die schrift-

liche Zustimmung zur Teilnahme der Schülerin oder des Schülers sowie die darüber hinaus er-

forderlichen Einverständniserklärungen, insbesondere die Verpflichtung zur Übernahme der im 

Zusammenhang mit der Schulfahrt entstehenden Kosten und die Erlaubnis zur Teilnahme an 

besonderen Aktivitäten, z. B. Schwimmen, Rad-, Kanu- und Skitouren, ein (s. Formular ZS-KS  

Schulfahrt 2 Erklärung Eltern). Der Abschluss einer Reiserücktrittsversicherung für die Schülerin-

nen und Schüler ist den Erziehungsberechtigten und den volljährigen Schülerinnen und Schülern 

anzuraten. Die Beratung ist zu dokumentieren.  

(4) Die Teilnahme an der Fahrt setzt die schriftliche Zusicherung der Erziehungsberechtigten oder 

der volljährigen Schülerinnen und Schüler voraus, im Falle einer vorzeitigen Rückreise die zu-

sätzlichen Kosten zu übernehmen. Auch im Fall von unvorhergesehenen Vorgängen oder Ereig-

nissen, ist durch die Erziehungsberechtigten bzw. volljährigen Schülerinnen und Schüler die Ver-

pflichtung zur vollständigen Kostenübernahme gegeben.  

 

(5) Die Teilnahme an einer Schulfahrt setzt einen ausreichenden Krankenversicherungsschutz der 

Schülerinnen und Schüler voraus, der bei der Anmeldung zur Fahrt der verantwortlichen Dienst-

kraft nachzuweisen ist. Für Auslandsfahrten ist eine Auslandskrankenversicherung erforderlich, 

die die Kosten der medizinischen Versorgung, Kosten von Zusatzleistungen der versicherten Per-

son vor Ort entbehrlich macht und sowohl die Notfallrettung als auch den Rücktransport nach 

Deutschland einschließt. Die Krankenversicherungskarte und die Police für die Auslandskranken-

versicherung sind während der Schulfahrt mitzuführen. 

 

(6) Ist eine Reise ins Ausland geplant und gehören ausländische Schülerinnen und Schüler ohne 

eigenen Reisepass, aber im Besitz einer Duldung, einer Aufenthaltsgestattung oder eines Auf-

enthaltstitels zur Reisegruppe, so ist spätestens zwei Monate vor Reiseantritt beim Landesamt 

für Einwanderung (LEA) zu erfragen, welche Unterlagen durch die Teilnehmenden zu beschaffen 

und welche durch die Schule zu beantragen sind. Ist eine Duldung, eine Aufenthaltsgestattung 

oder ein Aufenthaltstitel innerhalb Deutschlands örtlich beschränkt, ist die Reiseerlaubnis frühest-

möglich durch die Erziehungsberechtigten oder die volljährige Schülerin bzw. den volljährigen 

Schüler beim LEA zu beantragen. Weitere Einzelheiten sind der vom LEA im Internet veröffent-

lichten Information zu Gruppenreisen von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu 

entnehmen. 

 
(7) Bei Schulfahrten in einen anderen EU-Mitgliedsstaat, in einen EWR-Staat (Island, Norwegen, 

Liechtenstein) oder in die Schweiz ist es zwingend erforderlich, dass Mitarbeitende eine soge-

nannte „A1-Bescheinigung“ mit sich führen. Die Vorlage der A1-Bescheinigung des betreffenden 

Landes ist auch bei einer Durchreise erforderlich (s. Formular ZS-KS Schulfahrt 4c Antrag A1 

Ausland (03-0). 

 

§ 13 Genehmigung und Vertragsschluss von Schulfahrten 

 

(1) Das zuständige Gremium beschließt über die Grundsätze zur Durchführung von Schulfahrten, 

insbesondere über die pädagogische Zielsetzung, die Anzahl der Fahrten, die Dauer, die Art der 

Unterbringung und Beförderung. Schulfahrten sollen klimafreundlich durchgeführt werden, insbe-

sondere hinsichtlich des Beförderungsmittels. 
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(2) Die Genehmigung zur Durchführung einer Schulfahrt (s. Formular ZS-KS Schulfahrt 1 Antrag – 

Genehmigung Schulfahrt) erteilt die Schulleiterin oder der Schulleiter auf der Grundlage dieser 

Ausführungsvorschriften und den beschlossenen Grundsätzen unter pädagogischen, ökologi-

schen, finanziellen und unterrichtsorganisatorischen Gesichtspunkten. Das umweltfreundlichere 

Verkehrsmittel darf dann als Beförderungsmittel gewählt werden, wenn es nicht unverhältnismä-

ßig teurer ist als die zur Verfügung stehenden Alternativen (siehe § 17 Abs. 2). Flugreisen sollen 

nur genehmigt werden, wenn die Wahl eines anderen Verkehrsmittels zu einer unverhältnismä-

ßigen Kostensteigerung oder einer unverhältnismäßigen Erhöhung der Reisedauer (mehr als 1/5 

der Fahrtdauer für Hin- und Rückreise) führen würde und im Hinblick auf die pädagogische Ziel-

setzung der Fahrt ein näher gelegenes Reiseziel nicht in Betracht kommt. Dies ist schriftlich zu 

begründen, und die Begründung ist der Genehmigung beizufügen. Eine Flugreise innerhalb 

Deutschlands ist grundsätzlich ausgeschlossen. Soll eine Schulfahrt von der Schulleiterin oder 

dem Schulleiter selbst durchgeführt werden, entscheidet über die Genehmigung die zuständige 

Schulaufsicht. Eine Schulfahrt darf nur genehmigt werden, soweit die Schule die zur Durchfüh-

rung notwendigen Dienstreisekostenmittel in ausreichender Höhe im Haushalt zur Verfügung ste-

hen. 

 

(3) Schulfahrten in Gebiete, für deren Besuch das Auswärtige Amt in seinen Veröffentlichungen eine 

Reisewarnung ausgesprochen hat, sind nicht genehmigungsfähig. Bereits erteilte Genehmigun-

gen verlieren durch eine im Zeitraum zwischen Genehmigung und Reiseantritt ausgesprochene 

Reisewarnung mit Wirkung für die Zukunft ihre Gültigkeit. Die Schulleiterin oder der Schulleiter 

entscheidet insbesondere im Hinblick auf den bis zum geplanten Reisetermin verbleibenden Zeit-

raum und den Grad der Wahrscheinlichkeit der rechtzeitigen Aufhebung der Reisewarnung sowie 

unter Berücksichtigung der terminabhängigen Höhe der Stornokosten oder des Verhandlungser-

gebnisses mit dem Reiseveranstalter nach pflichtgemäßem Ermessen, ob die Reise sofort stor-

niert wird oder ob die weitere Entwicklung abgewartet wird, damit nach Aufhebung der Reisewar-

nung die Schulfahrt doch noch durchgeführt werden kann. Die Erziehungsberechtigten der be-

troffenen Schülerinnen und Schüler bzw. die volljährigen betroffenen Schülerinnen und Schüler 

sollen nach Möglichkeit vor der Entscheidung angehört werden. Soll die Schulleiterin oder der 

Schulleiter selbst die Schulfahrt leiten, trifft die Entscheidung die für die Schule zuständige Schul-

aufsicht. 

 

(4) Mit der Genehmigung (s. Formular ZS-KS Schulfahrt 1 Antrag – Genehmigung Schulfahrt) der 

Schulfahrt überträgt die Schulleiterin oder der Schulleiter der verantwortlichen Dienstkraft die 

rechtsgeschäftliche Vertretungsmacht für Schulfahrten bis zu einem Kostenrahmen pro Schüler 

bzw. Schülerin in Höhe von max. 600,00 €.  Bei jeder Fahrt, die pro Schüler bzw. Schülerin den 

Betrag von 600,00 € überschreitet, erfolgt die Bevollmächtigung durch die Leitung der Zentralen 

Servicestelle Katholische Schulen (s. Formular ZS-KS Schulfahrt 1 Antrag – Genehmigung) zum 

Abschluss der für die Durchführung der Fahrt notwendigen Verträge. Damit verbunden ist der 

Auftrag zur Bewirtschaftung der Einnahmen und Ausgaben. Die zur Durchführung der Fahrt er-

forderlichen Verträge werden schriftlich mit Wirkung für und gegen das Erzbistum Berlin ge-

schlossen. Das Erzbistum Berlin haftet im Verhältnis zum Reiseveranstalter für die rechtzeitige 

und vollständige Bezahlung des Reisepreises. Reiseverträge für Auslandsreisen werden unter 

Einschluss einer angemessenen Reiserücktrittskostenversicherung für jede teilnehmende Per-

son abgeschlossen. Gleichzeitig erteilt die Schulleiterin oder der Schulleiter den teilnehmenden 

Dienstkräften im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel der Schule und der erforderlichen Ge-

nehmigung der Stundenaufstockung gemäß § 21 die Dienstreisegenehmigung. 

 

(5) Die im Zusammenhang mit der Durchführung von Schulfahrten entstehenden Kosten haben hin-

sichtlich der Schülerinnen und Schüler grundsätzlich die Erziehungsberechtigten oder die 
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volljährigen Schülerinnen und Schüler zu tragen. In Deutschland sind vorzugsweise Aufenthalte 

in Schullandheimen, Jugendherbergen und gleichartigen Einrichtungen anerkannter Träger der 

Jugendarbeit anzustreben. Eine Umlage der Kosten der verantwortlichen Dienstkraft und der Be-

gleitperson auf die Erziehungsberechtigten oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler kann 

für die einzelne Schulfahrt im Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten oder den volljähri-

gen Schülerinnen und Schüler erfolgen. Das Einvernehmen ist in einer geheimen Abstimmung 

im Rahmen des vorbereitenden Elternabends der Schulfahrt herzustellen und zu protokollieren. 

Kostenobergrenzen für Schulfahrten werden gemeinsam mit dem Bistumsschulbeirat festgelegt. 

Schulfahrten, die diese Kostenobergrenzen überschreiten, sind in der Regel nicht genehmigungs-

fähig. Die für die jeweilige Schule zuständige Stelle der Schulaufsicht kann in besonderen Ein-

zelfällen auf Antrag der Schulleiterin oder des Schulleiters Ausnahmen zulassen, wenn nachvoll-

ziehbar dargelegt wird, dass und weshalb die pädagogische Zielsetzung der jeweiligen Fahrt nur 

so erreicht werden kann. Die Kostenobergrenzen sind mit dem Bereich Finanzen abzustimmen. 

Es ist auf die Möglichkeit hinzuweisen, Leistungen für Bildung und Teilhabe (BuT) zu beantragen. 

Diesbezüglich wird auf die Regelungen der Ausführungsvorschriften über die Gewährung der 

Leistungen für Bildung und Teilhabe nach den §§ 28, 29, 30 SGB II, den §§ 34, 34a, 34b SBG 

XII und § 3 Absatz 4 AsylbLG (Berlin: AV-BuT / Brandenburg: RL-Sozialfonds - RL-Sofo) verwie-

sen. 

 

(6) Die Kostenbeiträge der Teilnehmenden (Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte und Begleitperso-

nen) und alle sonstigen Einnahmen (Zuschüsse, BuT-Leistungen, Spenden) sind auf ein Konto 

des Erzbistums als Träger der Schule zu überweisen (Schulfahrtenkonto). Direkte Überweisun-

gen der Teilnehmenden an Dritte sind vertraglich zu regeln, Barzahlungen an die verantwortliche 

Dienstkraft sind nicht zulässig. Die mit der Schulfahrt zusammenhängenden Einnahmen und Aus-

gaben sind Mittel, die durch die Schule im Auftrag das Erzbistum Berlin treuhänderisch verwaltet 

werden.  

 

§ 14 Abrechnung von Schulfahrten 

 

(1) Über alle mit der Schulfahrt zusammenhängenden Einnahmen und Ausgaben ist ein Nachweis 

zu führen (R.I.4 SF2 Vorschussantrag, Gesamtabrechnung). Dieser ist der Schulleiterin oder dem 

Schulleiter nach Kenntnisnahme durch die zuständige Elternvertretung zur sachlichen und rech-

nerischen Bestätigung binnen vier Unterrichtswochen bei Inlandsfahrten und sechs Unterrichts-

wochen bei Auslandsfahrten nach Ende der Schulfahrt zur Prüfung vorzulegen. Überschüsse 

werden entsprechend nach Prüfung der Abrechnung durch die Schule an die Schülerinnen und 

Schüler bzw. deren Erziehungsberechtigte oder an Zuschussgeber oder Sozialleistungsträger 

zurückgezahlt. Eine Überweisung an ein Klassenkonto ist nur zulässig, insofern Restbeträge von 

Beiträgen für Schülerinnen und Schüler, die durch einen Sozialleistungsträger übernommen wur-

den, zuvor an die zurückgegeben wurden. 

 

(2) Alle in der Schule verbleibenden Unterlagen, die die Schulfahrt betreffen, sind für die Dauer von 

zehn Jahren vollständig in der Schule aufzubewahren. 

 

 

§ 15 Fahrtenleitung und Begleitpersonen 

 

(1) Schulfahrten werden von Lehrkräften oder - als Ferienfahrten im Rahmen der ergänzenden För-

derung und Betreuung im Sinne von § 19 Abs. 6 des SchulG – von einer Fachkraft im Sinne von 

§ 16 Abs. 2 der Schülerförderverordnung geleitet und von mindestens einer weiteren geeigneten 

Person begleitet. Die Fahrtenleitung ist nicht auf andere Personen übertragbar. 
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(2) Die verantwortliche Dienstkraft oder weiteres an der Schule tätiges pädagogisches Personal neh-

men vor Ort die Aufsichts- und Fürsorgepflicht gegenüber den Schülerinnen und Schülern wahr. 

Für die Beaufsichtigung dürfen auch geeignete Begleitpersonen herangezogen werden.  

 

(3) Der Einsatz von Personen, die weder als Dienstkräfte des Erzbistums Berlin an der Schule tätig 

sind noch als Beschäftigte eines mit der ergänzenden Förderung und Betreuung an der Schule 

beauftragten Trägers der freien Jugendhilfe, soll nur im Ausnahmefall (z.B. im Rahmen einer 

Projektfahrt im Sinne des § 5 oder unter § 17 Absatz 1 genannten Voraussetzungen) erfolgen. 

Personen im Sinne des Satzes 1 müssen die in § 5 geregelten Voraussetzungen erfüllen. Auf 

den Nachweis einer nicht länger als zwei Jahre zurückliegenden Ausbildung in Erster Hilfe kann 

bei der Begleitperson im Sinne des Satzes 1 verzichtet werden, wenn die verantwortliche Fahrten-

leiterin oder der Fahrtenleiter diese Voraussetzung erfüllt. Durch die Begleitperson ist die Schut-

zerklärung zum Schutz vor sexualisierter Gewalt sowie die Erklärungen über anhängige Verfah-

ren und Verurteilungen zu unterzeichnen. Sofern die Einbindung der Begleitperson mit ausrei-

chendem zeitlichem Vorlauf erfolgt, ist eine Präventionsschulung zu absolvieren. Außerdem ist 

ein erweitertes Führungszeugnis ohne Eintragungen zu erbringen. Auf die Vorlage eines erwei-

terten Führungszeugnisses ohne Eintragungen kann in den Fällen verzichtet werden, wenn die 

Begleitperson erziehungsberechtigter Elternteil einer Schülerin oder eines Schülers ist und das 

erweiterte Führungszeugnis vor Fahrtantritt nicht mehr beschafft werden kann. Der Auftrag wird 

von der Schulleitung schriftlich erteilt.  

 

§ 16 Zuschüsse für Schulfahrten 

 

(1) Mögliche Zuschüsse staatlicher, kirchlicher oder anderer Stellen sind zu prüfen und zu beantra-

gen. 

 

(2) Die Zuschussgewährung ist durch die verantwortliche Lehrkraft rechtzeitig vor Durchführung 

der Fahrt unter Vorlage aller erforderlichen Unterlagen zu beantragen. Nach Durchführung der 

Fahrt muss ein Verwendungsnachweis nach Vorgabe der gewährenden Stelle vorgelegt wer-

den. 

 

§ 17 Dienstreisekostenerstattung 

 

(1) Lehrkräfte und das weitere in der Schule tätige pädagogische Personal haben einen Anspruch 

gegen das Erzbistum Berlin auf die Erstattung ihrer Dienstreisekosten, sofern die schulische 

Veranstaltung genehmigt ist (S.II.1 Schulfahrt 1 Antrag - Genehmigung).  

 

(2) Für die Kostenerstattung für Fahrten gelten die Bestimmungen der Reisekostenordnung des Erz-

bistums Berlin in der jeweils geltenden Fassung.  

 

(3) Die Erstattung der Kosten ist im Rahmen der Abrechnung der Schulfahrt nach Beendigung der 

Dienstreise schriftlich über die Schulleiterin oder den Schulleiter bei der nach Absatz 4 zuständi-

gen Stelle zu beantragen (R.II. Dienstreiseabrechnung Inland / R.II. Dienstreiseabrechnung Aus-

land)).  

 

(4)  Zuständige Stelle für die Dienstreisekostenerstattung ist R.I.4 Finanzen Bildung. 
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(5) Für pädagogisches Personal eines Trägers der freien Jugendhilfe, das auf der Grundlage der 

Schulrahmenvereinbarung in der Schule tätig ist, erfolgt die Abrechnung der Reisekosten in dem 

nach der Schulrahmenvereinbarung in der jeweils aktuellen Fassung vorgesehenen Verfahren. 

 

§ 18 Freiplätze und Drittmittel 

 

(1) Zur Minderung der Dienstreisekosten sind Freifahrten, Freiflüge, Freiplätze, die jeweils günstigs-

ten Sondertarife sowie kostenlose Unterbringungs- und Verpflegungsmöglichkeiten zuerst von 

Dienstkräften in Anspruch zu nehmen. Diese Regelung gilt nicht, wenn eine Umlage der Kosten 

gem. § 13 Abs. 5 erfolgt. 

 

(2) Stehen der Schule zusätzliche Mittel (Drittmittel) zur Verfügung, so können Dienstkräften die er-

stattungsfähigen Dienstreisekosten auch aus diesen Mitteln ersetzt werden. Die unmittelbare An-

nahme von Zahlungen Dritter zur Begleichung der eigenen Reisekosten oder die Entgegennahme 

sonstiger Vergünstigungen im Zusammenhang mit der Durchführung von Schulfahrten (ausge-

nommen die in Absatz 1 aufgezählten Vergünstigungen) ist den Dienstkräften und den anderen 

Begleitpersonen nicht gestattet.  

 

§ 19 Dienstreisen in Verbindung mit privaten Reisen 

 

Die Verbindung einer Dienstreise mit einer privaten Reise ist grundsätzlich nicht erlaubt. Über 

Ausnahmen entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter. Die Genehmigung erfolgt schriftlich 

und ist zu begründen. Die Genehmigung ist der Reisekostenabrechnung anzufügen. Die Auf-

sichts- und Fürsorgepflicht gegenüber den Schülerinnen und Schülern muss zu jeder Zeit erfüllt 

werden.  

 

§ 20 Kostenersatz für nicht beim Erzbistum Berlin beschäftigte und nicht unter die Schulrahmenver-

einbarung fallende Begleitpersonen  

 

(1) Sofern der Einsatz einer Begleitperson im Sinne von § 15 Abs. 3 als Ersatz für eine kurzfristig 

und unvorhergesehen verhinderte Lehrkraft oder verhindertes weiteres an der Schule tätiges pä-

dagogisches Personal ausnahmsweise erforderlich ist, hat diese gemäß § 670 BGB einen An-

spruch auf Erstattung ihrer notwendigen Auslagen (insbesondere Kosten für Beförderung und 

Unterkunft) bzw. auf ausdrückliches Verlangen gemäß § 669 BGB Anspruch auf entsprechenden 

Vorschuss. Wenn für die verhinderte Dienstkraft Vergünstigungen im Sinne von § 18 Abs. 1 vor-

gesehen waren, sind sie von der Begleitperson in Anspruch zu nehmen. Anderenfalls ist die Er-

stattung oder der Vorschuss aus den von der Schule bewirtschafteten Mitteln oder aus der Schule 

überlassenen Drittmitteln zu leisten, sofern die Begleitperson nicht aus eigener Initiative in einer 

schriftlichen Erklärung gegenüber der Schulleiterin oder dem Schulleiter auf den Ersatz ihrer Aus-

lagen ausdrücklich verzichtet. 

 

(2) Dem Antrag auf Auslagenerstattung ist die schriftliche Beauftragung nach § 15 Abs. 3 bei-zufü-

gen.  

 

(3) Für Personen, die Projektfahrten im Sinne des § 5 Abs.4 begleiten, gilt Absatz 1. 
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§ 21 Arbeitszeiten während einer Schulfahrt 

 

(1) Die erforderliche Beaufsichtigung und Betreuung der Schülerinnen und Schüler kann über den 

arbeitstäglichen Umfang der geregelten Vollbeschäftigung hinausgehen. Mit Pädagogischen Un-

terrichtshilfen, Erzieherinnen und Erziehern und anderen Dienstkräften, die keine Lehrkräfte sind, 

können daher Verträge abgeschlossen werden, die den jeweiligen Arbeitsvertrag befristet än-

dern, indem sie die Arbeitszeit während der Schulfahrt und den anschließenden Freizeitausgleich 

regeln. Die Mehrarbeit der Lehrkräfte und der Freizeitausgleich für sie richten sich dagegen nach 

§ 9 der Arbeitszeitverordnung für Beamtinnen und Beamte des Landes Berlin, die für tarifbeschäf-

tigte Lehrkräfte gemäß § 44 Nr. 2 TV L entsprechend gilt. Bei Schwerbehinderten und Gleichge-

stellten ist im Einzelfall im Vorfeld der Dienstreisegenehmigung mit der Schulleiterin oder dem 

Schulleiter zu klären, wie die durch die Schulfahrt entstehende Mehrbelastung durch geeignete 

erleichternde Maßnahmen oder Freizeitausgleich verringert werden kann. 

 

(2) Ist während der Leitung oder Begleitung einer Schulfahrt Teilzeitarbeit nicht möglich, können für 

die Dauer der Teilnahme an einer Schulfahrt teilzeitbeschäftigte Dienstkräfte in die Vollzeitbe-

schäftigung überführt und entsprechend vergütet oder besoldet werden, sofern haushaltswirt-

schaftliche Beschränkungen entgegenstehen (ZS-KS Schulfahrt 4a Antrag auf Vollzeitbeschäfti-

gung). Die höhere Vergütung oder Besoldung ist jedoch nicht möglich für Lehrkräfte, die sich in 

der Ansparphase für ein Sabbatical befinden. 

 

(3) Sollen teilzeitbeschäftigte Dienstkräfte an einer Schulfahrt teilnehmen, umfasst die Genehmigung 

der Schulfahrt grundsätzlich auch die Zustimmung zur befristeten Aufstockung des Beschäfti-

gungsumfanges auf Vollbeschäftigung für die Dauer der Schulfahrt. Im Gegenzug sind im Rah-

men der rechtlichen Möglichkeiten der Abbau von Mehrarbeit, Überstunden etc. für Lehrkräfte zu 

realisieren, die nicht an der Schulfahrt teilnehmen und infolge des durch die Schulfahrt verursach-

ten Unterrichtsausfalls weniger Fachunterricht erteilen können. 

 

(4) Soweit für eine Dienstkraft eine Aufstockung des Beschäftigungsumfanges genehmigt worden 

ist, dienen der Antrag auf Genehmigung der Dienstreise und die schriftliche Bestätigung der 

Schulleiterin oder des Schulleiters auf dem Formular der Dienstreisekostenabrechnung (s. § 19 

(3)) der personalaktenführenden Stelle als Grundlage für die befristete Änderung des Arbeitsver-

trages des die Teilzeitbeschäftigung regelnden Bescheides sowie für die Anweisung der höheren 

Vergütung. 

 

Schlussbestimmungen 

 

(1) Diese Ausführungsvorschriften treten mit Wirkung vom 01.07.2026 in Kraft.  

 

(2) Diese Ausführungsvorschriften setzen alle vorausgehenden Ausführungsvorschriften für Veran-

staltungen außer Kraft. 

 

Berlin, den 23.06.2026 
B 00632/2026 

 

+ Dr. Heiner Koch 

Erzbischof von Berlin 

 

Christopher Tschorn 

Notar der Kurie 

 


